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A. Einleitung: Oſtpreußens Abtrennung vom Reich und 
Allgemeine Beſtimmungen des Vertrages von Berfailles. 


B. Das Weichſelproblem: 

J. Das Abſtimmungsergebnis in Weſtpreußen. 

II. Die geographiſche Lage des weſtpreußiſchen 
Abſtimmungsgebietes. 

III. Die wirtſchaftliche Lage des weſtpreußiſchen 
Abſtimmungsgebietes. 

IV. Die polniſchen Intereſſen an der Weichſel. 
1. Rechte aus Art. 97, 4. 
2. Schiffahrt. 

V. Die deutſchen Intereſſen an der Weichſel. 
1. Freier Zugang. 
2. Deichſchutz. 


C. Gang der Grenzfeſtſetzung. 


D. Die Grenze vom 27. Auguſt 1921/13. März 1922 
und ihre Folgen. 


A. Einleitung. 


Durch den Vertrag von Verſailles wurde Oſtpreußen vom 
Deutſchen Reich durch den polniſehen Korridor abgetrennt. Die 
öſtlich der Weichſel liegende Hälfte der ehemaligen Provinz Weſt⸗ 
preußen kam zum größten Teil unter polniſche Staatshoheit. 
Nur die Kreiſe Stuhm, Rofenberg und Elbing ſowie die öſtlich 
der Weichſel und Nogat liegenden Teile der Kreiſe Marienwerder 
und Marienburg blieben deutſch. Unter gemeinſamer Verwaltung 
der Regierung Marienwerder wurden ſie der Provinz Oſtpreußen 
angegliedert. 

Nach Artikel 96 des Vertrages von Verſailles wurden 

„in einer Zone, die die Kreiſe Stuhm und Noſenberg, den 
öſtlich der Nogat liegenden Teil des Kreiſes Marienburg und 
den öſtlich der Weichſel liegenden Teil des Kreiſes Marien⸗ 
werder umfaßt, die Einwohner berufen, durch eine gemeinde⸗ 
weiſe Abſtimmung kundzutun, ob ſie wünſchen, daß die ver⸗ 
ſchiedenen in dieſem Gebiete liegenden Gemeinden zu Polen 
oder zu Oſtpreußen gehören ſollen“. 

Dieſe Zone bildet das „weſtpreußiſche Abſtimmungsgebiet“. 
Es wurde nach Artikel 97 Abſ. 2 des Vertrages von Verſailles 
für die Dauer der Abſtimmungszeit einem internationalen Aus⸗ 
ſchuß unterſtellt. Zur Vertretung der deutſchen Intereſſen wurde 
dem Ausſchuß „der Deutſche Bevollmächtigte für das weſt⸗ 
preußiſche Abſtimmungsgebiet“ beigegeben. | 

Die Volksabſtimmung fand am 11. Juli 1920 ſtatt und 
ergab die überwältigende deutſche Mehrheit von faſt 93% deutſcher 
Stimmen. Das Abſtimmungsgebiet ſchien dem Deutſchen Reiche 
in vollem Umfange erhalten. 

Die Bewohner des Abſtimmungsgebietes ſahen ſich in dieſer 
Hoffnung getäuſcht. Für die Feſtſetzung der neuen Landesgrenze 
waren die Beſtimmungen des Artikels 97 Abſ. 4 und 5, ſowie 
der Artikel 28 und 30 des Vertrages von Verſailles bindend. 

Der Artikel 97 Abſ. 4 beſagt: 

„Nach Beendigung der Abſtimmung teilt der Ausſchuß 
den alliierten und aſſoziierten Hauptmächten die Anzahl der 
in jeder Gemeinde abgegebenen Stimmen mit und reicht gleich⸗ 
zeitig einen eingehenden Bericht über die Wahlhandlung ſowie 
einen Vorſchlag über die Linie ein, die unter Berückſichtigung 
ſowohl des durch die Abſtimmung kundgegebenen Willens 
der Einwohner, als auch der geographiſchen und wirtſchaftlichen 
Lage der Ortſchaften in dieſer Gegend als Grenzlinie Oſt⸗ 
preußens angenommen werden ſoll“. 
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Der internationale Abſtimmungsausſchuß follte alfo 
1. das Abſtimmungsergebnis, 
2. die geographiſche Lage und 
3. die wirtſchaſtliche Lage 
zur Grundlage feines Berichtes und feines darin enthaltenen 


Vorſchlages für die Grenzen des weſtpreußiſchen Abſtimmungs⸗ 
gebietes machen. 


Der Artikel 97 Abſ. 4 lautet weiter: 


„Die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte ſetzen alsdann 
die Grenze in dieſer Gegend feſt, wobei zum mindeſten für die 
geſamte Strecke, auf der die Weichſel die Grenze bildet, die 
volle und uneingeſchränkte Ueberwachung des Stromes ein⸗ 
ſchließlich feines öſtlichen Ufers in der Tiefe, die für die Nee 
gulierung und Verbeſſerungsarbeiten erforderlich iſt, Polen 
zugeſprochen werden muß“. 

Bei Abfaſſung dieſer Vertragsbeſtimmung ſind die alliierten 
und aſſoziierten Hauptmächte augenſcheinlich von der Annahme 
ausgegangen, daß es noch zweifelhaft ſei, ob ſich die Mehrheit der 
Bevölkerung in dem unmittelbar an der Weichſel liegenden Ge- 
bietsſtreifen für Oſtpreußen oder für Polen ausſprechen werde. 
Sie haben alſo mit der Möglichkeit gerechnet, daß Polen auf 
Grund der Abſtimmung die volle Gebietshoheit über den Weichſel⸗ 
abſchnitt einſchließlich ſeines öſtlichen Ufers erwerben könnte. Für 
den damals nach Auffaſſung der Alliierten noch nicht ſicheren Fall, 
daß die Volksabſtimmung in dieſem Gebietsſtreifen gegen 
Polen entſcheiden ſollte, haben ſie dem polniſchen Staate „zum 
mindeſten“ das vorerwähnte Aufſichtsrecht ſichern wollen. 


Das Aufſichtsrecht erſcheint in dieſem Zuſammenhang alſo 
nicht etwa als Ausfluß der ſtaatlichen Gebietshoheit, ſondern 
im Gegenteil als ein bloßer Erſatz für ſie. 


Daß Polen am Oſtufer der Weichſel als Entſchädigung für 
die ihm durch den Ausfall der Volksabſtimmung entgangene 
Staatshoheit über dieſes Gebiet nur das Recht der Ueberwachung 
haben ſoll, geht aus einem Vergleich des Artikels 97 mit dem 
Artikel 104 des Vertrages von Verſailles hervor. Der Vertrag 
macht hier einen ausdrücklichen Unterſchied gegen die nach Artikel 
104 Abſ. 3 dem polniſchen Staate innerhalb des Gebietes der 
Freien Stadt Danzig zugeſprochenen Rechte. 

Während der Artikel 104 Abſ. 3 von ,contróle et administration“ 
ſpricht, handelt der Artikel 97 lediglich von „contröle*. Nach dem maß⸗ 
gebenden Dictionnair de Academie Francaise 7me. edition 1878 kann 
dem Begriff „contröle“ keinerlei Erekutivrecht beigemeſſen werden. Das 
Dictionnair de la langue francaise par E. Littré, page 789, ſchließt in 
feiner Auslegung des Wortes und Begriffes „contröle“ fogar jedes 
Erekutivrecht gänzlich aus; es heißt dort nämlich: 
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Dans le langage politique et administratif le contróle est apposé 
Be c'est un principe que le contróle et Paction doivent être 
séparés. 

Ê Dieſe Definition iſt von um 由 größerer Bedeutung, als nach 
Littre (page 54) gerade bas franzöſiſche Wort „administration“ den 
Begriff „Aktion“ bisweilen einſchließt; denn es heißt dort unter 3: „avec 
un sens actif, en parlant de celui qui administre“ und unter 5: „on 
emploie aussi administration pour gouvernement, considérée surtout 
dans son action administrative‘. 


Nach Sinn und Zweck des Betrages von Verſailles war 
alſo urſprünglich nicht beabſichtigt, die Staatsgrenze längs der 
Weichſel auf das Oſtufer zu Verlegen, falls das weſtpreußiſche 
Abſtimmungsgebiet bei Deutſchland bleibt. 

Das geht auch aus den nachfolgenden Beſtimmungen hervor. 

Der Artikel 28 des Vertrages, welcher die Grenzen Oſt⸗ 
preußens beſtimmt, ſagt in den Abſätzen 1 und 6 一 7: 

(Abſatz 1): 

„Die Grenzen Oſtpreußens werden unter Vorbehalt der 
Beſtimmungen des Abſchnitts IX (Oſtpreußen), Teil Ill, wie 
folgt feſtgeſetzt e:: ン 

(Abſatz 6): 
„von dort der Lauf der Nogat aufwärts bis zu dem Punkte, 
wo dieſer Fluß die Weichſel verläßt;“ 

(Abſatz 7): 
„von dort die Hauptfahrrinne der Weichſel aufwärts, dann 
die Südgrenze des Kreiſes Marienwerder, dann die Südgrenze 
des Kreiſes Rofenberg nach Oſten bis zu ihrem Treffpunkt 
mit der alten Grenze Oſtpreußens;“ 

Der Vorbehalt des Abſchnittes IX (Oſtpreußen), Teil III 
des Vertrages von Verſailles beſteht für Weſtpreußen 

1. in der Volksabſtimmung gemäß Artikel 96, 

2. in dem durch Artikel 97,4 auf der Weichſel und ihrem 
Oſtufer Polen zugeſicherten Kontrollrecht. 

Der Abſatz 7 des Artikels 28 muß ſtets in Verbindung mit 
dem Artikel 30 gemeinſam geleſen werden; dieſer Artikel beſagt: 

„Wenn die Grenzen durch einen Waſſerweg bezeichnet 
ſind, ſo bedeuten die in den Beſchreibungen des gegenwärtigen 
Vertrages gebrauchten Ausdrücke „Lauf“ oder „Fahrrinne“ 
bei nicht ſchiffbaren Flüſſen die Mittellinie des Waſſerlaufes 
oder ſeines Hauptarmes, und bei ſchiffbaren Flüſſen die 
Mittellinie der Hauptſchiffahrtsrinne.“ 

Die Grenze Oſtpreußens gegen Polen längs der Weichſel muß 
alſo mit der Mittellinie der Hauptſchiffahrtsrinne zuſammenfallen. 

Der Abſatz 5 des Artikels 97 garantiert Oſtpreußen ferner 
ausdrücklich den freien Zugang zur Weichſel; es heißt dort: 

„Die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte erlaſſen 
gleichzeitig Vorſchriften, die der oſtpreußiſchen Bevölkerung 
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den Zugang zur Weichſel und die Benutzung des Stromes 
für ſie ſelbſt, für ihre Güter und für ihre Schiffe unter an⸗ 
gemeſſenen Bedingungen und unter vollſter Rückſichtnahme 
auf ihre Intereſſen ſichern.“ 
ei Abfaſſung dieſer Beſtimmung ſind die Alliierten augen⸗ 
ſcheinlich ebenfalls von der Annahme ausgegangen, daß es noch 
zweifelhaft iſt, ob ſich die Mehrheit der Bevölkerung in dem 
unmittelbar an der Weichſel liegenden Gebietsſtreifen für Oſt⸗ 
preußen oder für Polen ausſprechen werde; es wurde alſo mit 
der Möglichkeit, vielleicht ſogar mit der Wahrſcheinlichkeit 
gerechnet, daß Oſtpreußen von der Weichſel durch ein größeres 
Gebiet unter polniſcher Staatshoheit getrennt werden würde. 
p In diefem Fall follte Oſtpreußen alſo den freien Zugang 
zur Weichſel durch polniſches Gebiet hindurch erhalten. 

Nach dem Abſtimmungsergebnis müßte aber Oſtpreußen 
unmittelbarer Anlieger an der Weichſel bleiben. Durch polniſches 
Gebiet hindurch wäre alſo kein freier Zugang durch beſondere 
Beſtimmung zu regeln. 

Da Polen aber das Ueberwachungsrecht über den Strom 
und das Oſtufer, ſoweit dieſes für die Regulierung und Ver⸗ 
beſſerungsarbeiten notwendig iſt, zugebilligt worden iſt, müſſen 
Vorſchriften erlaſſen werden, welche einerſeits Deutſchland den 
freien Zugang zur Weichſel und die Benutzung des Stromes, 
andererſeits Polen die Ausübung ſeiner Kontrollrechte ſichern. 

Aus vorſtehenden Ausführungen geht hervor: 

Die Grenzen des weſtpreußiſchen Abſtimmungsgebiets 
gliedern ſich in zwei Abſchnitte, und zwar: 

1. die Landgrenze, welche durch die Südgrenzen der Kreiſe 

Rofenberg und Marienwerder gebildet werden ſoll, 

2. die Weichſel—Nogatgrenze. 

Während die Lage an der Landgrenze verhältnismäßig einfach 
und klar iſt, bietet die Weichſelgrenze erhebliche Schwierigkeiten. 

Maßgebend für die Grenzbeſtimmung ſind nach dem Ver⸗ 
trage von Verſailles folgende fünf Hauptfaktoren: 

1. Das Abſtimmungsergebnis der Gemeinden, in denen 

die Volksabſtimmung ſtattgefunden hat; 

2. die geographiſche Lage der Gemeinden, in denen die 

Volksabſtimmung jtattgefunden hat; 
3. die wirtſchaftliche Lage der Gemeinden, in denen die 
Volksabſtimmung ſtattgefunden hat; 

4. die polniſchen Intereſſen an der Weichſel; 

5. die deutſchen Intereſſen an der Weichſel. 

Die Grenzfeſtſetzung ſelbſt war Aufgabe der Grenzkommiſſion. 
Sie mußte alſo vorſtehende 5 Hauptfaktoren in Einklang bringen. 
so zu ernſten Schwierigkeiten und bildet „das Weichjel- 
problem“ 


B. Das Weichſelproblem. 


l. Das Abſtimmungsergebnis. 


Das Ergebnis der Volksabſtimmung vom 11. Juli 1920 
im weſtpreußiſchen Abſtimmungsgebiet liegt begründet in der 
geſchichtlichen Entwicklung und der Zuſammenſetzung der Bes 
völkerung dieſes Landes. 

Das Abſtimmungsgebiet hat zur einen Hälfte niemals, 
zur anderen Hälfte nur vorübergehend der polnijchen の berz 
hoheit unterſtanden. 

Seit den früheſten Zeiten wohnte hier ein germaniſcher 
Volksſtamm, die Goten, die während der Völkerwanderung 
zum größten Teil das Gebiet verließen. Seit dem 9. Jahr- 
hundert war das Land von den Pruzzen bewohnt, einem den 
Litauern verwandten Stamme. Weſtlich anſchließend jenſeits 
der Weichſel wohnte im 11. Jahrhundert ein ſlawiſcher Volks⸗ 
ſtamm, die Kaſſuben. Die Pruzzen waren ein kriegeriſches 
Volk, das Bekehrungsverſuchen lange hartnäckig widerſtand. 
Häufig fielen fie in die weſtlich und ſüdlich angrenzenden Ge- 
biete ein. Da die polniſchen Herzöge nicht imſtande waren, 
die Pruzzen abzuwehren, wandten ſie ſich an den deutſchen 
Ritterorden, erbaten und erhielten ſeine Hilfe gegen die Pruzzen. 
Dafür wurde dem Ritterorden alles Land nördlich der Drewenz 
als Eigentum und Herrſchaftsgebiet feierlich und vertraglich 
zugeſprochen. Auf dieſe Bedingungen hin begann der deutſche 
Ritterorden 1231 die Eroberung des Pruzzenlandes, und es 
gelang ihm, in 50 Jahren harten Kampfes und zäher Arbeit, 
dieſen Landſtrich nicht nur zu erobern, ſondern auch zu koloniſieren. 

Die Bevölkerung des Landes wurde deutſch, deutſch wurde 
die Sprache, deutſches Recht regelte die Beziehungen der Ber 
völkerung, deutſche Baukunſt und deutſche Kultur drückten dem 
Lande ihren Stempel auf. Die frühere Wildnis wurde in 
blühendes Kulturland verwandelt. Die Zeugen dieſer deutſchen 
Vergangenheit des Landes finden ſich allerorten in deutſchen 
Ortsnamen, deutſchen Kirchen, Städten und Schlöſſern. Alle 
Städte, nicht nur des Abſtimmungsgebietes, ſondern des ger 
ſamten Preußenlandes, entſtammen dieſer Zeit. 

Zunächſt Grenzſtreitigkeiten, dann innere Zwiſtigkeiten 
führten zu Beginn des 15. Jahrhunderts zu Kriegen mit Polen, 
deren Folge ein Wechſel der Oberhoheit war. Gegen Zuſicherung 
völliger Freiheit, freier Verwaltung und Verfaſſung wurde dem 
Polenkönig die Oberhoheit über den weſtlichen Teil des Landes 
von dem Ritterorden abgetreten. Etwa 100 Jahre lang blieben 


die Rechte der deutſchen Bevölkerung unangetaſtet. Die Bee 
ziehungen zwiſchen der polniſchen Krone und dem Preußenſtaate 
wurden durch eine preußiſche Geſandtſchaft am polniſchen Hofe 
und beim polniſchen Reichstage geregelt. Im Jahre 1569 aber 
vernichtete ein polniſcher König die feierlich verbrieften preußi⸗ 
ſchen Rechte durch das Dekret von Lublin, indem er den preu⸗ 
ßiſchen Ständen die Verpflichtung auferlegte, in Zukunft keine 
Geſandten mehr, ſondern Abgeordnete zum Reichstage zuentſenden. 
Damit erſt wurde der größere Teil des Gebietes der früheren 
Provinz Weſtpreußen zu einer Provinz des polniſchen Staates. 
Hierzu gehörten vom weſtpreußiſchen Abſtimmungsgebiet die 
beiden Kreiſe Stuhm und Marienburg. Während die ſtädtiſche 
Bevölkerung ihren deutſchen Charakter größtenteils behielt, ſetzte 
auf dem Lande eine ſtarke polniſche Einwanderung ein, deren 
Reſte ſich noch heute in Teilen des Kreiſes Stuhm zeigen. Die 
Polen konnten ſich jedoch als Einwanderer im allgemeinen nur 
auf leichtem und leicht zu bewirtſchaftendem Boden anſiedeln 
und behaupten. Das Gebiet der Niederung blieb wie die Städte, 
ſelbſt zur Zeit der polniſchen Herrſchaſt, im weſentlichen deutſch. 
Der öſtliche Teil des alten Preußenlandes war infolge des 
Glaubenswechſels des letzten Hochmeiſters des deutſchen Ritter⸗ 
ordens, Albrechts von Hohenzollern, ſäkulariſiert worden und 
1618 in den Beſitz Brandenburg — Preußens gekommen. Dazu 
gehörten auch von dem gegenwärtigen Abſtimmungsgebiet die 
Kreiſe Marienwerder und Rofenberg ſowie das Gebiet von 
Groß Leiſtenau im Süden des heutigen Abſtimmungsgebiets. 
Die Aufteilung Polens im 18. Jahrhundert ermöglichte es, 
den Zuſammenhang mit dieſem öſtlichen Landesteil, der deutſch 
geblieben war, und der ganzen Provinz wiederherzuſtellen und 
damit das alte deutſche Ordensland mit ſeinem Mutterlande, 
Deutſchland, im urſprünglichen Umfange zu vereinigen. Somit 
war die Erwerbung Friedrichs des Großen im Jahre 1772 keine 
Annexion, ſondern eine Desannexion, d.h. eine Wiedergutmachung. 
Die hieran anſchließende Epoche der Wiedererneuerung der 
alten deutſchen Kultur in dieſen Gebieten verkörpert eine der 
gewaltigſten Leiſtungen des preußiſchen Staates und der deutſchen 
Bevölkerung Weſtpreußens. Ihre Erfolge liegen vor aller 
Augen, und es bedarf nur des Ueberſchreitens der Grenze nach 
Kongreßpolen, um in den Unterſchieden zwiſchen beiden Ge⸗ 
bieten zu erkennen, daß das Abſtimmungsgebiet wie auch der 
abgetretene Teil Weſtpreußens in ſeiner äußeren Erſcheinung 
und nach ſeinem inneren Werte ein deutſches Land iſt. Das 
Polentum in ihm beſteht aus Einwanderern, die im Laufe des 
16. bis 18. Jahrhunderts zugezogen ſind. Ein weſentliches 
Kulturelement hat die polniſche Herrſchaft nicht gebracht; ſtets 
hat deutſches Recht gegolten. 
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Das weſtpreußiſche Abſtimmungsgebiet umfaßt rund 
2461 qkm mit über 160 000 Einwohnern, davon waren bei der 
Volkszählung von 1910 etwa 85% Deutſche und 15% Polen. 

Im Kreiſe Marienwerder beträgt der Prozentſatz der deut⸗ 
ſchen Bevölkerung 91%, in Roſenberg 92%, Marienburg 98%. 
Der Kreis Stuhm zählt 58% deutſche und 42% polnijche Eine 
wohner. Die Deutſchen ſtellen die Hauptmaſſe der Bevölkerung 
der Städte dar. Auch in den ländlichen Ortſchaften ſtehen die 
Polen ſowohl als Bewohner wie als Grundbeſitzer hinter den 
Deutſchen beträchtlich zurück. In der Weichſelniederung iſt der 
Grundbeſitz mit verſchwindenden Ausnahmen in deutſcher Hand. 
Auch die überwiegende Mehrzahl der ſtädtiſchen Gewerbebetriebe 
iſt in deutſchem Beſiz. An Zahl, wirtſchaftlicher Bedeutung und 
kultureller Leiſtungsfähigkeit überwiegt das Deutſchtum das 
Polentum bei weitem. Von polniſcher Seite wird zwar immer 
der Kreis Stuhm als polniſches Land hingeſtellt. In Wirklichkeit 
befinden ſich auch hier die Polen in der Minderheit (420%). 
Außerdem iſt ein großer Teil der Bewohner erſt im Laufe der 
Zeit poloniſiert worden. Nicht weniger als 27% der Perſonen 
mit polniſcher Mutterſprache tragen noch heute einen deutſchen 
Familiennamen. Die Orte mit polniſcher Mehrheit liegen zum 
größten Teil in der Mitte des Kreiſes auf einem verhältnismäßig 
eng begrenzten und durch deutſche Ortſchaften ſtark beſchränkten 
Raum. In der Mitte der polniſchen Enklave wiederum liegen 
größere Orte mit deutſcher Mehrheit. Es iſt deshalb nicht mög⸗ 
lich, den Kreis Stuhm aus dem Zuſammenhang des deutſchen 
Sprachgebietes herauszureißen, zu dem er nach ſeiner geographi⸗ 
ſchen Lage und Beſchaffenheit, ſeiner wirtſchaftlichen Tendenz, 
ſeiner Bevölkerung und Kultur durchaus gehört. Aber auch die 
Sympathien eines beträchtlichen Teiles der polniſch ſprechenden 
Bevölkerung gehören nicht dem neuen polniſchen Staatsweſen, 
wie die Abſtimmung deutlich gezeigt hat. 

Nach der geſchichtlichen Entwicklung und der Zuſammen⸗ 
ſetzung der Bevölkerung des Abſtimmungsgebietes konnte das 
Abſtimmungsergebnis auch nicht zweifelhaft ſein. 

Die Verordnung über die Volksabſtimmung im weſtpreußi⸗ 
ſchen Abſtimmungsgebiet iſt von dem internationalen Ausſchuß 
unter Vorſitz des italieniſchen Deputierten, Exzellenz Pavia, am 
12. April 1920 erlaſſen worden. Stimmberechtigt war danach 
jeder ohne Unterſchied des Geſchlechts, der 

1. am 10. Januar 1920 das 20. Lebensjahr vollendet hat und 

2. in dem Abſtimmungsgebiet geboren iſt oder dort ſeit dem 
1. Januar 1914 feinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Auf⸗ 
enthaltsort hat. : 

Die Abſtimmung fand am 11. Juli 1920 ftatt und ergab 
folgendes Rejultat: 


JOE 
A. Die Geſamtergebniſſe der vier Abſtimmungskreiſe: 


Zahl der abgegebenen Stimmen 
für Oſtpreußen 
insgej. | 2 


&teis 


Marienwerder . . | 27422 
Rofenberg. . . . | 34628 3,10 
Gtubm . . 24958 19,07 


Marienburg . | 17996 191 | 1,06 
Im ganzen Abſtim⸗ 
mungsbezitk . 7947 | 7,58 


B. Abſtimmungsergebniſſe der Ortſchaften: 
Zahl der Ortſchaften 


mit mit mit 
deutſcher polniſcher | Stimmens 
Mehrheit Mehrheit gleichheit 


Kreis überhaupt 


Marienwerder 91 5 
Rojenberg . 135 135 — — 
Gtubm . 124 102 22 — 
Marienburg Pa 43 43 — — 
Im ganzen Abſtimmungs⸗ 

e 


Im einzelnen ſind die Abſtimmungsergebniſſe erſichtlich aus 
der Broſchüre: „Die Volksabſtimmung in Weſtpreußen am 
11. Juli 1920“, herausgegeben vom Vorſitzenden der Kontroll- 
kommiſſion Marienwerder, Oberlandesgerichtsrat a. D. und 
Generallandſchaftsſyndikus Paul Hoffmann; Druck von Julius 
Sauer, Danzig. 


Il. Die geographiſche Lage. 


Das Abſtimmungsgebiet gehört feinem geologijchen Charakter 
nach zur norddeutſchen Tiefebene und bildet innerhalb dieſer eine 
geographiſche Einheit zufammen mit der Provinz Oſtpreußen. 
Die Bodengeſtaltung, Verteilung von Waſſer und Land, Klima, 
unterſcheidet ſich in nichts von dem übrigen Norddeutſchland. 

Nach zwei Seiten, nämlich von Weſten und Norden, wird das 
Gebiet von der Weichſel und ihrem rechten Mündungsarm, der 
Nogat, begrenzt. Die Südgrenze iſt durch adminiſtrative Geſichts⸗ 
punkte beſtimmt. Es fehlt hier die Berückſichtigung der natür⸗ 
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lichen geographifchen Grenzen, wie fie bei ber im übrigen mit 
dem heutigen Abſtimmungsgebiet übereinſtimmenden alten 
Landſchaft Pomeſanien durch die Oſſa gebildet wurde. 

Nach Oſten fehlt jegliche natürliche Begrenzung. Das Ab- 
ſtimmungsgebiet geht hier unmerklich in das oſtpreußiſche 
Landſchaftsbild über. 

Am Weſtrande des Abſtimmungsgebietes, angrenzend an 
die Weichſel, befindet ſich die „Marienwerderer Niederung“. 
Sie umfaßt das ganze Gebiet, das im Oſten von den Höhen 
der Forſten Rehhof und Marienwerder, im Süden von den 
Bingsbergen, im Weſten von der Weichſel und im Norden von 
den Höhen bei Weißenberg eingeſchloſſen wird. 

Die Niederung bildet in ſich eine geographiſche Einheit 
innerhalb des weſtpreußiſchen Abſtimmungsgebietes. 

Das geht beſonders auch daraus hervor, daß die ganze Ma⸗ 
rienwerderer Niederung durch ein in ſich geſchloſſenes Grabenſyſtem 
nach der Liebe und durch dieſe in die Nogat entwäſſert wird. 


IL Die wirtſchaftliche Lage. 


Das weſtpreußiſche Abſtimmungsgebiet liegt eingebettet in 
die größere Einheit der Provinz Oſtpreußen als deren Bindeglied 
mit der Weichſel. Beide Landesteile, zwiſchen Memel und Weichſel 
liegend, bilden eine wirtſchaftliche Einheit. Verkehrspolitiſch gra⸗ 
vitiert dieſe Einheit nicht von Norden nach Süden, ſondern von 
Oſten nach Weſten. Dementſprechend ſind die beiden Hauptbahnen: 

Marienburg — Königsberg —Eydtkuhnen und 
Thorn — Dt. Eylau—Inſterburg 
auch Oſt⸗Weſtverbindungen. Zur Vermittlung des Verkehrs 
mit dem zwiſchen den beiden Hauptbahnen liegenden Gebiet 
dienen zahlreiche Querverbindungen. 

Alle vorhandenen Verkehrswege bilden ein zuſammen⸗ 
hängendes Netz und find die Zubringer für den Waſſerverkehr. 

Der Waſſerverkeher des Abſtimmungsgebietes und des 
übrigen Oſtpreußens iſt auf die Weichſel als einzig brauchbare 
Waſſerſtraße angewieſen. 

Waren, die einen längeren Transport mit der Bahn nicht 
vertragen, billig und in Maſſen befördert werden ſollen, müſſen 
mit Kähnen über die Oder — Netze —Weichſel nach Oſtpreußen 
gebracht oder umgekehrt von dort nach der Mitte des Reiches 
befördert werden. \ 

Go find in der Schiffahrtsperiode von 1899—1920, b. h. 
bis zur Abtretung an Polen, jährlich durchſchnittlich 416000 t 
Güter auf der Weichſel längs der Marienwerderer Niederung 
befördert worden. Der Floßverkehr von und nach Rußland iſt 
dabei nicht eingerechnet; er betrug 280 000 t. 


nee tae 


Der Oſten befigt wenig nennenswerte Induſtrie und ift in 
feinem Bezuge von künſtlichen Düngemitteln, Chemikalien, 
Maſchinen, Stoffen und ſonſtigen induſtriellen Bedarfsartikeln 
auf den deutſchen Weſten angewieſen. Umgekehrt iſt Oſtpreußen 
der Hauptlieferant an Nahrungsmitteln für den deutſchen Weſten. 

Vom weſtpreußiſchen Abſtimmungsgebiet mit rund 165 271 ha 
Flächeninhalt entfallen 

auf „ had O 115535 ha 

auf Walb . 44736 „ 
mił Torfmoore 2 ; 5000 ， 

Der landwirtſchaftlich benutzbar Grund und Boden ftellt 
einen Wert von etwa 2500000000 Mk. dar. 


Der Viehbeſtand beträgt: 


i n an 000 SR 
Ruff a > 
Safe A 5 
Schweine 8 
F AL ORO y 
Geflügel 389299 
Ernteſchätzung: 
Noggen 29484 
Wein 10883, 
C AR EAST 
Ha... 5 
Rain WA aza kar 
Zuckerrüben 22 135 „ 


Zuckerproduktion im Kreis Marienburg: 440 000 Zentner. 
Innerhalb des weſtpreußiſchen Abſtimmungsgebietes bildet 
die Marienwerderer Niederung eine beſondere wirtſchaftliche Ein⸗ 
heit, deren wirtſchaftlicher Mittelpunkt die Stadt Marienwerder 
iſt. Der Warenaustauſch vollzieht ſich durch eine in Privatbeſitz 
befindliche Kleinbahn. Die Bewohner der Niederung längs der 
Weichſel treiben vielfach Fiſcherei, Obſt⸗ und Gemüſebau oder 
Korbflechterei. Ihre Erzeugniſſe verfrachten ſie auf der Weichſel 
teils nach Marienburg, teils nach Kurzebrack; von Kurzebrack 
gehen die Waren mit der Kleinbahn auf den Markt nach Marien⸗ 
werder. Der Umſchlagsverkehr am rechten Weichſelufer im Kreiſe 
Marienwerder umfaßte im ganzen während der letzten Friedens⸗ 
jahre jährlich etwa 34000 t, außerdem etwa 2000 Fäſſer und 
10000 Langhölzer. Auf Kurzebrack entfielen allein: 
1911 . . . . . 4538 t und 6400 o 
1912 5621 1 „ 5400 
191898 SOB „ 7000 H 
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IV. Die polniſchen Intereſſen an der Weichſel. 
Die polniſchen Intereſſen an der Weichſel beſtehen 
1. in den ihm nach Artikel 97, 4 zuſtehenden Rechten, 
2. in der Schiffahrt. 

1. Die Rechte aus Artikel 97, 4 ſind „a) die volle 
und uneingeſchränkte Ueberwachung des Stromes 
einſchließlich ſeines öſtlichen Ufers in der Tiefe, die für die 
b) Regulierung und c) Verbeſſerungsarbeiten 
erforderlich iſt“. i 
a) Die „volle und uneingeſchränkte Ueber- 

wachung des Stromes“ wird durch die Strompolizei aus. 
geübt; es handelt ſich dabei um häufiges Peilen (Meſſen 
der Fahrtiefe) und Ausſtecken ſowie Verſtellen der Schiff⸗ 
fahrtszeichen. Dieſe ſtehen auf den Buhnenköpfen und 
geben dem Schiffer die jeweilige Lage der Fahrrinne an. 
Wird von den ſtromauf gelegenen Pegelſtellen „ſtarkes 
Wachswaſſer“ (Steigen des Waſſers) gemeldet, dann müſſen 
die Schiffahrtszeichen ſchleunigſt entfernt werden, damit 
ſie der Strom nicht fortſpült, wenn er die Buhnenkronen 
unter Waſſer ſetzt. Der Schiffer braucht dann keine Zeichen 
mehr, an der Oberfläche iſt genau erkenntlich, wo die 
Hauptſtrömung ſich befindet. Alle Arbeiten werden vom 
Boot aus vorgenommen und dienen lediglich der Schiffahrt. 

Polen braucht alſo zur vollen und uneingeſchränkten 
Ueberwachung des Stromes ſelbſt nur das Recht, die 
Strompolizei auszuüben. 

b) Die Regulierung der Weichſel iſt vom Preußiſchen 
Staat von der Mündung bis Thorn auf Mittelwaſſer 
durchgeführt. Der Fluß ijt bei Mittel- und Niedrigwaſſer 
von der Mündung bis Pieckel für 1000-t-Kähne, von 
Pieckel bis Neuenburg für 600⸗t⸗Kähne und von dort 
bis Thorn für 300⸗t⸗Kähne befahrbar. 

Wenn es ſich herausſtellen ſollte, daß dieſe Trag- 
fähigkeit zur Bewältigung des Schiffsverkehrs nicht aus⸗ 
reicht, dann käme als nächſte Verbeſſerung die Regulierung 
der Weichſel auf Niedrigwaſſer in Betracht, damit 1000⸗t⸗ 
Kähne auch bei niedrigſtem Waſſerſtand den Strom auf 
der ganzen Strecke befahren können. Dieſe Arbeit würde 
in einer weiteren Verengung des jetzt 375 m breiten 
Mittelwaſſerbettes durch entſprechendes Vortreiben der 
beiderſeitigen Buhnen beſtehen. 

Auch dieſe Arbeit ſpielt ſich ganz und gar innerhalb 
des Stromes ab; denn der Strom iſt die natürliche Ver⸗ 
kehrsſtraße für die Baufahrzeuge der Strombauverwal⸗ 
tung. Nur aushilfsweiſe lagert die Strombauverwaltung 
das Material, welches ſofort eingebaut werden ſoll, auf 
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einem ſchmalen Uferſtreifen. Das Recht dazu kann ebenfo 
gut jetzt die polniſche wie früher die deutſche Strombau⸗ 
verwaltung haben und ungehindert ausüben, was übri⸗ 
gens im eigenſten Intereſſe des Deutſchen Reiches liegt. 
c) Die Verbeſſerungs arbeiten beſtehen in der Unters 
haltung der Strombauwerke; dieſe find die Buhnen und die 
Deckwerke. Die Buhnen leiden hauptſächlich an den Köpfen, 
die vom Strom unterſpült und vom Eisgang beſchädigt wer⸗ 
den. Das über die Buhnenkrone hinweg treibende Eis pflegt 
auch die Werke landwärts der Pflaſterung zu beſchädigen. 
Wo das Ufer durch Deckwerke geſchützt iſt, wird 
meiſtens nur der Auslauf der unter Waſſer liegenden 
Böſchung beſchädigt und muß durch Steinſchüttung ergänzt 
und verbeſſert werden. 
Polens Schiffahrtsintereſſen an der Weichſel be⸗ 
ſtehen aus zwei Hauptfaktoren: dem Binnenverkehr und dem 
Tranſitverkehr. 

Der Binnenverkehr ſpielt ſich von einem Anlegeplatz zum 
anderen ab und dient nur dem Austauſch der verſchiedenen 
Landeserzeugniſſe. Längs der Marienwerderer Niederung 
kommt dafür alſo lediglich das Weſtufer in Betracht. Dazu 
ſind Häfen auf dem Oſtufer überflüſſig. 

Der Tranſitverkehr dient, wie Polen ſelbſt und bei den 
verſchiedenſten Gelegenheiten betont hat, der Verſorgung ganz 
Polens. Die Hauptumſchlagsplätze für dieſen Zweck ſind Danzig, 
Dirſchau, Graudenz, Thorn, Wloclawek und Warſchau. Alfo 
auch für den Tranſitverkehr braucht Polen an der Marien⸗ 
werderer Niederung keinen Hafen. 

Es iſt behauptet worden, daß die Tragfähigkeit der Weich⸗ 
ſel zur Bewältigung des Schiffsverkehrs längs der Marien⸗ 
werderer Niederung nicht ausreichend ſei; zur Entlaſtung der 
Weichſel müſſe ein ſeitlicher Kanal durch die Marienwerderer 
Niederung erbaut werden. Dieſes ſei aber nur möglich, wenn 
die ganze Marienwerderer Niederung an Polen falle. 

Nach der Verkehrsſtatiſtik der Weichſelſtrombauverwal⸗ 
tung während des 15 jährigen Zeitabſchnitts 1899 bis 1915 fand 
der größte Verkehr in den Jahren 1900 und 1912 mit je 28 
Schiffen, der niedrigſte im Jahre 1915 mit 9 Schiffen pro Tag 
ſtatt. Der Güterverkehr betrug in dieſer Zeit im Jahres durch⸗ 
ſchnitt 416 000 t. 

Berechnungen haben ergeben, daß die Weichſel ohne wei⸗ 
teres in der Lage iſt, ſelbſt den Rheinverkehr bei Köln von 
19 000 000 t jährlich zu bewältigen; das würde eine 46 fache 
Steigerung gegen den Jahresdurchſchnitt in der Schiffahrts⸗ 
periode 1899 — 1915 bedeuten. Es tt aber keinesfalls zu er» 
warten, daß ſich der Weichſelverkehr in abſehbarer Zeit derart 


fteigern könnte; ſchon jetzt nach knapp zwei Jahren feit der 
Uebergabe der Weichſel an Polen verfallen die Strombau⸗ 
werke, die Weichſel liegt verödet da, ſelten ſieht man ein Schiff. 
Die Behauptung muß alſo lediglich als ein Vorwand 
bezeichnet werden, unter dem die durch die Volksabſtimmun 
Polen entgangene Marienwerderer Niederung nachträgli 
dem polniſchen Staate einverleibt werden ſoll. 


V. Die deutſchen Intereſſen an der Weichſel. 


Deutſchland hat ein doppeltes Intereſſe an der Weichſel, 

und zwar: 
1. ein unmittelbares, das ſich auf den freien Zugang zum 
Fluß und auf die Benutzung des Stromes erſtreckt; 
2. ein mittelbares, welches durch die ſtändige Ueberſchwem⸗ 
mungsgefahr der Marienwerderer Niederung durch das 
Weichſelhochwaſſer hervorgerufen wird. 
1. Freier Zugang. 

Wie ſchon im Teil III näher ausgeführt, bildet die Weichſel 
die Hauptwaſſerſtraße Oſtpreußens. Sie wird nach Fertigſtellung 
des Mittellandkanals für Oſtpreußen noch an Bedeutung ge⸗ 
winnen. Die auf dem Waſſerwege nach Oſtpreußen gehenden 
Güter werden dann an Menge erheblich zunehmen. Das erſte 
Stück von Oſtpreußen, auf welches dieſe Sendungen ſtoßen, iſt 
dann die Marienwerderer Niederung. Ladungen, die nach 
Marienburg, Elbing, Königsberg oder anderen Plätzen in der 
Nähe dieſer Orte oder im Norden der Provinz beſtimmt ſind, 
werden natürlich bis zu dieſen 1 weitergeleitet werden. 
Für alle Ladungen aber, die nach Orten der ſüdlichen Hälfte 
der Provinz, insbeſondere im Regierungsbezirk Allenſtein und 
in den Kreiſen Marienwerder und Rofenberg des hieſigen Bee 
zirks beſtimmt ſind, iſt Kurzebrack der gegebene Umſchlags⸗ 
platz. Denn von hier aus ſind die Eiſenbahnverbindungen 
kürzer als von den Seehäfen oder von Marienburg. 

Auf dem gleichen Wege werden in umgekehrter Richtung 
die Ausfuhrprodukte Oſtpreußens, in erſter Linie Getreide und 
Obſt, nach dem Reich verfrachtet werden, ſoweit ihre Herkunfts- 
orte näher zur Weichſel als zu den übrigen Schiffahrtsplätzen 
Oſtpreußens liegen. 

Wenn man ſich ein Bild von dem Umfange des zu erwarten⸗ 
den Schiffahrtsverkehrs zwiſchen dem Weichſelhafen Kurzebrack 
und dem Reich machen will, ſo muß man ſich vor Augen halten, 
daß früher der Umſchlagsverkehr von Graudenz und Thorn ſich 
bis in das heutige Oſtpreußen hinein erſtreckt. Mindeſtens der 
Verkehr, der aus dem heutigen Oſtpreußeu früher nach Graudenz 
und Thorn ging, muß künftig zuſammen mit demjenigen, der 
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früher über Die Umfchlagspläße in der Mlarienmwerderer Niede⸗ 
rung ging, über Kurzebrack oder einen anderen Umſchlagsplatz 
der MWarienwerderer Niederung geleitet werden. 

Aller Vorausſicht nach wird es ſich ſehr bald erweiſen, daß 
auch der Hafen von Kurzebrack noch nicht ausreicht, um den zu 
erwartenden großen Umſchlagsverkehr aufzunehmen. Ausbau⸗ 
fähig aber iſt der Hafen von Kurzebrack nur in ſehr beſchränktem 
Umfange. Mit der Anlage eines zweiten Ladekais ſind die 
Ausbaumöglichkeiten erſchöpft. Für den Ausbau zu einem wirk⸗ 
lich modernen Umſchlagshafen von größerer Leiſtungsfähigkeit 
fehlt es in Kurzebrack an den nötigen räumlichen Vorbedingungen. 

Insbeſondere wird der Hafen von Kurzebrack in ſeiner 
Leiſtungsfähigkeit immer dadurch beſchränkt bleiben, daß ihm der 
Anſchluß an eine Vollbahn fehlt. Er beſitzt nur Anſchluß an die 
ſchmalſpurige Kleinbahn des Kreiſes Marienwerder, und die Her⸗ 
ſtellung eines Anſchluſſes an die Vollbahn würde ſo ſchwierig 
und kojtjpielig ſein, daß fie für abſehbare Zeit als völlig undurch- 
führbar bezeichnet werden muß. Infolgedeſſen iſt ſchon vor 
längerer Zeit die Anlage eines neuen großen Hafens mit Boll- 
bahnanſchluß im nördlichen Polder bei Neuhöfen in Ausſicht 
genommen worden. Die Pläne dazu ſind bereits ausgearbeitet. 

Für den Binnenverkehr zur Verfrachtung von Obſt, Gemüſe, 
Korbwaren uſw. kommen in erſter Linie der Hafen von Kurze⸗ 
brack und die Verladeſtellen Ruffenau, Gr. Nebrau, Kanitzken, 
Ziegellack und Schulwieſe in Betracht (val. auch Teil III, S. 14). 

Ein großer Teil des Uferlandes, welches aus fruchtbaren 
Wieſen beſteht, ijt Eigentum der Bevölkerung oder an dieſe ver- 
pachtet. Sie weidet darauf ihr Vieh und erntet das Heu. Die 
Fiſcherei in der Weichſel iſt Lebensberuf vieler Niederungs⸗ 
bewohner; der freie Zugang zum Strom und die ungehinderte 
Ausübung ihrer Tätigkeit iſt für dieſe Lebensnotwendigkeit. 

Faſt alle Ortſchaften der Marienwerderer Niederung in un⸗ 
mittelbarer Nähe der Weichſel liegen höher als das Weichſelbett 
und die Mitte und der Oſtteil der Niederung. Infolgedeſſen 
find faſt nirgends brauchbare Brunnen vorhanden. Die Bes 
wohner müſſen ihr Vieh in der Weichſel tränken und Waſſer 
und Eis zu wirtſchaftlichen und gewerblichen Zwecken aus dem 
Fluß entnehmen. 

2. Deichſchutz. 


Die Marienwerderer Niederung bildet von Gr.⸗Wolz bis 
Weißenberg ein einheitliches Ueberſchwemmungsgebiet. Zum 
Schutz gegen Hochwaſſergefahr hatte die Niederungsbevölkerung 
bereits um die Wende vom 13. zum 14. Jahrhundert die erſten 
Weichſeldeiche geſchüttet. Die Bewohner erkannten bald, daß ein⸗ 
zelne Deichjtücke nicht imſtande find, die ganze Niederung zu 
ſchützen. Die Ortſchaften ſchloſſen ſich daher zunächſt zu Deich- 
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fozietäten, fpáter zum Deichverband der Marienwerderer Niede- 
rung zuſammen, fie verbanden die einzelnen Deichftiicke unterein⸗ 
ander zu einem einzigen zuſammenhängenden Deich, der ſich von 
den Bingsbergen bei Groß-Wolz bis nach Weißenberg hin erſtreckt. 

Durch dieſe Verbindung der einzelnen Deichſtücke zu einem 
einzigen zuſammenhängenden Deich erhielt dieſer zahlreiche Win⸗ 
dungen und Krümmungen. Bei Hochwaſſer und Eisgang boten 
dieſe den Eis⸗ und Waſſermaſſen gute Angriffsflächen. Daraus 
entſtand die Gefahr der Deichbrüche. Um dieſe Gefahr einzu⸗ 
ſchränken und um ein beſſeres Abfließen des Hochwaſſers und 
Eisganges zu ermöglichen, wurden die Deiche begradigt. Das 
geſchah an vielen Stellen durch Anlage neuer Verbindungsdeich⸗ 
ſtücke zwiſchen den Deichkrümmungen und dem Flußbett. Infolge⸗ 
deſſen ſind jetzt vielfach zwei Deiche vorhanden. Dem Hochwaſſer⸗ 
ſchutz dienen heute nur noch die neuen Deiche (ſogenannten äußeren 
Deiche); nur dieſe werden noch unterhalten. An den alten land⸗ 
einwärts gelegenen Deichen werden keine Verbeſſerungsarbeiten 
mehr ausgeführt; die Bauern tragen ſie allmählich ab. Sollte 
irgendwo der äußere Deich brechen, dann nützen die alten Deiche 
auch nichts mehr; ſie ſind zu ſchwach, um den Druck der Waſſer⸗ 
maſſen auszuhalten und würden hinweggeriſſen werden. 

Die Deiche find Privatbeſitz des Deichverbandes; dieſer ijt 
durch die preußiſche Deichgeſetzgebung zur Unterhaltung der Deiche 
verpflichtet. Der Staat führt hierüber die Aufſicht und leiſtet 
Beihilfen. Mit der Regulierung des Stromes oder mit der 
Schiffahrt haben Deiche nichts zu tun, ſie ſind lediglich zum 
Schutze des Hinterlandes gegen Ueberſchwemmungsgefahr da. 
Das wird auch dadurch bewieſen, daß Deiche vielfach an nicht 
ſchiffbaren Flüſſen und an Entwäſſerungsgräben vorhanden ſind. 

Der preußiſche Staat hat von jeher gewußt, daß ſtaatliche 
Hilfe im Falle der Gefahr ſtets zu ſpät kommen würde; er 
überließ deswegen mit voller Abſicht den Ausbau und die 
Verteidigung der Deiche der in der Niederung wohnenden und 
von der Deichbruchsgefahr bedrohten Bevölkerung. 

Zur wirkſamen Deichverteidigung ſind Deichverteidigungs⸗ 
pläne aufgeſtellt. Jede Ortſchaft weiß genau, wie viele Menſchen, 
Pferde, Wagen, Sandſäcke uſw. ſie im Falle der Gefahr auf den 
Deich bringen muß. Zeigen ſich bei Hochwaſſer oder Eisgang 
Ausſpülungen auf der Außenſeite des Deiches, oder quillt Waſſer 
an der Deichſohle durch, ſo iſt höchſte Eile geboten. In wenigen 
Stunden müſſen Hunderte von Menſchen mit Geſpannen und 
Verteidigungsmaterial an der gefährdeten Stelle ſein, ſonſt 
gelingt es nicht mehr, die Gefahr zu beſchwören. 

Vorbedingung hierzu iſt aber die einheitliche Leitung. Deshalb 
iſt auch das Oberhaupt des Deichverbandes, der Deichhauptmann, 
für den Ernſtfall mit umfaſſenden Vollmachten ausgeſtattet. Es 
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ijt aber für ihn unmöglich, eine wirkſame Deichverteidigung zu 
organiſieren und im Bedarfsfall in Tätigkeit zu ſetzen, wenn 
ein Teil ſeines Wirkungsbereichs ſeinem Einfluß entzogen iſt. 

Daß auch in neueſter Zeit Deichbrüche vorkommen, be⸗ 
weiſt der Durchbruch des Deiches an dem Flüßchen Lud in 
den Grafſchaften Lincolnſhire und Lancaſhire in England vom 
Mai 1920. Die Stadt Louth wurde hierbei zerſtört, zahlreiche 
Bauerngehöfte vernichtet und eine große Anzahl von Menſchen 
und Vieh getötet. Wenn hier ſchon unter kleinen Verhältniſſen 
eine derartige Kataſtrophe eintreten konnte, ſo kann man er⸗ 
meſſen, welch verheerende Verwüſtungen ein Deichbruch in der 
Marienwerderer Niederung anrichten würde. Das ganze Weichſel⸗ 
hochwaſſer würde ſich in die Niederung ergießen, das Land 
überfluten und Menſchen und ihr Hab und Gut vernichten. 
Nur die einheitliche Organiſation des Deichverbandes iſt im⸗ 
ſtande, die Gefahren einzuſchränken und zu bekämpfen. 

Ebenſo ſind die Deichbrüche an der Oder bei Breslau und 
an der Weichſel bei Warſchau und deren Folgen für die be⸗ 
troffene Bevölkerung noch in friſcher Erinnerung. 

Zur Unterhaltung der Deiche braucht der Heichverband Land 
zur Boden⸗ und Strauchwerkentnahme. Die Entnahme geſchieht 
dort, wo die Intereſſen der Landwirte nicht geſchädigt werden; 
das iſt auf der äußeren Seite des Deiches zwiſchen Deich und 
Flußbett. Deshalb iſt auch dieſes Land von altersher von den 
Niederungsbewohnern mit Strauchwerk bepflanzt worden. 

Wollte man auf der Innenſeite des Deiches Boden zu Deich⸗ 
arbeiten entnehmen, fo würde man den guten Ackerboden ent⸗ 
fernen und vor allem durch die entſtehenden Vertiefungen in der 
Erdoberfläche die Anſammlung von Grundwaſſer hervorrufen. 
Hierdurch würde die ordnungsmäßige Entwäſſerung unmöglich 
gemacht werden und die Gefahr der Verſumpfung entſtehen. 

Deshalb bleibt der Deichverband zur Bodenentnahme nur 
auf das Vorland zwiſchen Deich und Flußufer angewieſen. 

Alle Arbeiten an den Deichen werden vom Lande her 
ausgeführt, weil ſich das Material hierzu in unmittelbarer Nähe 
der Deiche auf dem Lande befindet und die Arbeitskräfte der 
Niederungsbevölkerung angehören. Der Materialtransport 
geſchieht zu Wagen, meiſtens auf der Deichkrone. 

Infolgedeſſen iſt es für die Marienwerderer Niederung 
Lebensintereſſe, daß das ganze Deichverbandsgebiet unter deutſcher 
Staatshoheit bleibt und daß das Vorland zwiſchen Deich und 
Fluß dem Deichverband zur Bodenentnahme erhalten wird. 
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C. Gang der Grenzfeſtſetzung. 


Nach Artikel 97 Abſ. 4 ſollte der internationale Abſtim⸗ 
mungsausſchuß nach Beendigung der Abſtimmung den alliierten 
und Aer ind Hauptmächten einen Bericht über die Abſtimmung 
einreichen und gleichzeitig einen Vorſchlag für die künftige deutſch⸗ 
polniſche Grenze längs des Abſtimmungsgebietes unterbreiten. 

Um den internationalen Abſtimmungsausſchuß über die ge⸗ 
nauen wirtſchaftlichen und geographiſchen Verhältniſſe im weſt⸗ 
preußiſchen Abſtimmungsgebiet eingehend zu unterrichten, wurde 
im Juni 1920 von dem „Deutſchen Ausſchuß für Weſtpreußen“ 
eine Denkſchrift ausgearbeitet und am Abſtimmungstage dem 
Vorſitzenden des Abſtimmungsausſchuſſes, Exzellenz Pavia, 
übergeben. 

Der internationale Abſtimmungsausſchuß legte gleich nach 
der Abſtimmung gemäß Artikel 97 Abſ. 4 ſeine Vorſchläge für die 
Grenzführung der Botſchafterkonferenz vor. 

Unter dem Eindruck der unmittelbar bevorſtehenden Gefahr 
des Einmarſches bolſchewiſtiſcher Truppen in das weſtpreußiſche 
Abſtimmungsgebiet wurden dieſe Vorſchläge in großer Eile ab⸗ 
gefaßt und wahrſcheinlich beſonderer Wert auf eine Löſung gelegt, 
auf die ſich alle Mitglieder der Abſtimmungskommiſſion ſchnell 


einigen konnten. Es iſt daher durchaus zu verſtehen, wenn die 


Vorſchläge die tatſächlichen wirtſchaftlichen und geographiſchen 
Verhältniſſe nicht in gebührender Weiſe berückſichtigt haben. 
Die Botſchafterkonferenz erließ in ihrer Note vom 12. Auguſt 
1920 die grundlegenden Beſtimmungen für die Grenzfeſtſetzung 
durch die Grenzkommiſſion im weſtpreußiſchen Abſtimmungs⸗ 
gebiet. Danach ſollte die Grenze im allgemeinen zwiſchen Fluß 
und Deich verlaufen; an denjenigen Stellen, an denen zwei 
Deiche vorhanden ſind, ſollte der weſtliche Polen gehören, die 
fünf Ortſchaften: Johannisdorf, Außendeich, Neuliebenau, 
Kramershof und Kleinfelde, ferner der Hafen von Kurzebrack 
und der Brückenkopf der Münſterwalder Eiſenbahnbrücke 
ſollten an Polen fallen“). 
Gegen dieſe Entſcheidung proteſtierte die Deutſche Regierung 
in ihrer Note vom 14. Auguſt 1920. 
») Anmerkung: Die Abſtimmungsergebniſſe der 5 Ortſchaften ſind folgende: 
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Auf Grund der Botſchafterratsnote vom 12. Auguſt 1920 bee 
ſtimmte die interalliierte Abſtimmungskommiſſion am 15. Auguſt 
1920 eine vorläufige Demarkationslinie, die im weſentlichen den 
Beſtimmungen der Note vom 12. Auguſt 1920 entſprach und 
am 16. Auguſt 1920 von Polen beſetzt wurde. Gegen dieſe An⸗ 
ordnung der interalliierten Abſtimmungskommiſſion legte der 
deutſche Bevollmächtigte für das weſtpreußiſche Abſtimmungs⸗ 
gebiet bei Exzellenz Pavia alsbald mündlichen Proteſt ein. 

Auf Grund dieſer Lage begann nunmehr im Oktober 1920 
die „Kommiſſion zur Feſtſetzung der deutſch⸗polniſchen Grenzen“ 
ihre Arbeit. 

Die Kommiſſion beſtand aus je einem deutſchen, polniſchen, 
franzöſiſchen, engliſchen, italieniſchen und japaniſchen Kommiſſar. 
Vorſitzender der Kommiſſion war der franzöſiſche General, Exzel⸗ 
lenz Dupont. 

Im Laufe des letzten Vierteljahres 1920 wurde die deutſch⸗ 
polniſche Landesgrenze von der ehemaligen deutſch⸗ruſſiſchen 
Grenze in der Gegend von Neidenburg bis in die Gegend 
ſüdweſtlich Deutſch⸗Eylau feſtgeſetzt. 

Bevor die Grenzkommiſſion ihre Arbeit im Gelände begann, 
wurden jedesmal Bekanntmachungen des Generals Dupont an die 
Bevölkerung in den Grenzortſchaften öffentlich angeſchlagen und 
in den Amtsblättern veröffentlicht. Das geſchah auch in der Ma⸗ 
rienwerderer Niederung im Februar 1921. Danach ſollte die Bevöl⸗ 
kerung das Recht haben, ihre Wünſche für die endgültige Grenz⸗ 
führung der Kommiſſion in örtlichen Verhandlungen vorzutragen. 

Bereits im Oktober 1920 hatte die Grenzkommiſſion eine 
Bereiſung der Weichſel vorgenommen, um ſich noch vor Eintritt 
ungünſtiger Witterung über die techniſchen Fragen an der Weichfel 
zu informieren. Dabei traten viele, durch die Botſchafterratsnote 
vom 12. Auguſt 1920 hervorgerufene, unzutreffende Anſchauungen 
über das Weſen und die Aufgabe der Weichſeldeiche zutage. Um 
Klarheit über dieſe Fragen zu ſchaffen, wurde von der deutſchen 
Delegation im November 1920 eine Denkfchrift ausgearbeitet; 
ſie wurde am 12. Dezember 1920 zunächſt nur General Dupont 
gegeben, ſpäter nach geringfügiger Umarbeitung gedruckt (Poſen, 
den 2. Februar 1921) und ſämtlichen Kommiſſaren ſowie den 
Regierungen in Paris, London, Rom, Tokio, der Botſchafter⸗ 
konferenz und General Haking in Danzig überreicht. 

Am 6. Dezember 1920 richtete General Dupont eine Note 
an die Botſchafterkonferenz. Daraus ging hervor, daß Polen 
unter dem Vorwand, zur Entlaſtung der Weichſelſchiffahrt einen 
ſeitlichen Kanal durch die Warienwerderer Niederung bauen 
zu müſſen, die ganze Niederung für ſich beanſpruchte. 

Die polniſche Delegation beantragte im Dezember 1920 unter 
Berufung auf die Botſchafterratsnote vom 12. Auguſt 1920 die 
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Entſendung von Sachverſtändigen, welche die technifchen Fragen 
der Grenzfeſtſetzung an der Weichſel prüfen und begutachten ſollten. 
Dieſem Antrage der polniſchen Delegation entſprechend, beſtimmte 
die Botſchafterkonferenz drei Sachverſtändige von England, Frank⸗ 
reich und Italien, die im Frühjahr 1921 zur Grenzkommiſſion treten 
ſollten, um ihre Studien an der Weichſel vorzunehmen. 

Im Februar und März 1921 wurde von der deutſchen 
Delegation der Grenzkommiſſion eine neue umfangreiche Denk⸗ 
ſchrift ausgearbeitet. Sie behandelte die ſich aus dem Friedens⸗ 
vertrag und der Botſchafterratsnote vom 12. Auguſt 1920 
ergebenden Widerſprüche und enthielt die deutſchen Vorſchläge 
für die Grenzfeſtſetzung. Deutſchland beanſpruchte hiernach auf 
Grund der Botſchafterratsnote vom 12. Auguſt 1920 als Grenze 
eine Linie zwiſchen Fluß und Deich, die im Durchſchnitt 50 m 
öſtlich von der Streichlinie (Verbindungslinie der Buhnenköpfe) 
verläuft, ferner wurde die Rückgabe der fünf Weichſeldörfer (Jo⸗ 
hannisdorf, Außendeich, Neuliebenau, Kramershof und Kleinfelde), 
des Hafens von Kurzebrack, des Geländes amöſtlichen Brückenkopf 
der Münſterwalder Eiſenbahnbrücke und der zwei in dem an Polen 
abgetretenen Kreiſe Graudenz liegenden, aber zu dem einheitlichen 
Deichverbandsgebiet der Marienwerderer Niederung gehörenden, 
beiden Gemeinden Groß und Klein Wolz an Deutſchland gefordert. 

Im April 1921 erſchienen die Sachverſtändigen und zwar: 
für England Mr. Luke, für Frankreich Mr. Robert, für Italien 
Mr. Saſſi; unter Witwirkug von deutſchen und polniſchen Sach⸗ 
verſtändigen nahmen ſie ihre Erkundungen an der Weichſel vor. 

Während die Sachverſtändigen ihre Erkundungen aus⸗ 
führten, ſetzten die Kommiſſare ihre Arbeiten an der deutſch⸗ 
polniſchen Landgrenze am Südrand des Kreiſes Marienwerder 
fort. Dabei wurde am 11. Mai 1921 der für Deutſchland 
äußerſt wichtige und nach der vorläufigen Demarkationslinie 
vom 15. Auguſt 1920 auch bei Deutſchland verbliebene Bahn⸗ 
hof Garnſee Polen zugeteilt, weil von dort eine Nebenbahn 
niedrigſter Klaſſe nach Leſſen abzweigt. Deutſchland iſt jetzt 
gezwungen, für die Stadt Garnſee und ihr Hinterland einen 
neuen Bahnhof für etwa 30—50 Millionen Mark zu bauen. 
General Dupont erkannte ſelbſt an, daß Deutſchland durch die 
Abtrennung des Bahnhofs Garnſee benachteiligt worden iſt, und 
daß geringfügige Grenzverbeſſerungen ſüdweſtlich Garnſee keine 
ausreichende Kompenſation für den verlorenen Bahnhof darſtellen. 

Am 10. Mai 1921 wurde die zweite Weichſeldenkſchrift 
den alliierten Kommiſſaren und Sachverſtändigen und einige 
Tage ſpäter gleichfalls den Regierungen in London, Paris, 
Rom und Tokio ſowie der Botſchafterkonferenz übergeben. 

Roch während der Arbeit der Sachverſtändigen, aber nach 
der erfolgten Uebergabe der zweiten Weichſeldenkſchrift traf eine 


Note der Botſchafterkonferenz vom 6. April 1921 als Antwort auf 
die erſte Denkſchrift vom 2. Februar 1921 bei der deutſchen 
Delegation ein. Dieſe Note bot der deutſchen Delegation die 
Möglichkeit, über die Forderungen der zweiten Weichſeldenk⸗ 
ſchrift hinauszugehen und ſich wieder vornehmlich auf den 
Friedensvertrag, Artikel 28 und 30 zu berufen. In einer 
Note vom 26. Mai 1921 wurde abweichend von den bisherigen 
Forderungen als Staatshoheitsgrenze die Mittellinie der 
Hauptſchiffahrtsrinne der Weichſel und als Kontrollgrenze 
eine Linie 50 m öſtlich der Streichlinie gefordert. Die alte 
Forderung der Rückgabe von Groß und Klein Wolz konnte 
trotzdem aufrechterhalten werden. 
Ende Mai hatten die Sachverſtändigen ihre Studien be⸗ 
endet. Das Ergebnis faßten ſie in ausführlichen Gutachten 
zuſammen. Die Sachverſtändigen von England und Italien 
ſchloſſen ſich darin grundſätzlich dem deutſchen Standpunkt an, 
während der franzöſiſche Sachverſtändige im allgemeinen der 
polniſchen Anſicht beitrat. 
General Dupont berief zum 15. Juni eine Vollſitzung nach 
Poſen ein. Auf der Tagesordnung ſtand „Feſtſetzung der 
Weichſelgrenze“. Nach der Note, welche die Einladung zur 
Sitzung enthielt, ſollten aber die Gutachten der Sachverſtändigen 
nicht erörtert werden, weil ſie „Werturteile enthielten, die über 
die Kompetenzen der Kommiſſion hinausgehen“. Die Kom⸗ 
miſſion ſollte ſich vielmehr nur mit den „Schlußfolgerungen 
der Gutachten“ beſchäftigen; die Gutachten ſelbſt ſollten im 
Schlußbericht des Generals Dupont an die Botſchafterkonferenz 
Verwendung finden. Gegen dieſe ſehr durchſichtige Abſicht 
proteſtierte die deutſche Delegation vergeblich. 
In der Vollſitzung vom 15. Juni 1921 ſtellte ſich General 
Dupont auf den Standpunkt, daß die Grundlage der Grenz- 
feſtſetzung an der Weichſel die Note der Botſchafterkonferenz 
vom 12. Auguſt 1920 bilde; die Kommiſſion ſei nur befugt, 
ſolche Abänderungen von dieſer Linie vorzunehmen, welche zur 
Wahrung der Polen in Artikel 97 Abſ. 4 garantierten Rechte 
notwendig ſind. Die Bewohner der Niederung ſeien nur unter 
Vorbehalt deutſch. 
Im Laufe der Verhandlung ſtellte General Dupont zwei 
Fragen zur Abſtimmung: 
1. Bilden Fluß, Deich und Niederung ein unteilbares 
Ganzes? 

2. Genügt die durch die Note der Botſchafterkonferenz 
vom 12. Auguſt 1920 gezogene Grenze zur Ausübung 
von Polens Rechten gemäß Artikel 97 Abſ. 4? 

Die Abſtimmung über die Frage 1 wurde ohne Diskuffion 
angenommen und ergab: 
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deutſcher | 
engliſcher 5 ź : 
lte | Kommiſſar: Nein. 
japaniſcher 
ranzöſiſcher : 
ee | Komiſſar: Ja. 

Bei Frage 2 wurde die Abſtimmung erſt gegen den fcharfen 
Widerſpruch der Polen, welche ſofort eine Entſcheidung der 
Botſchafterkonferenz herbeizuführen beantragten, vom deutſchen 
Kommiſſar durchgeſetzt; ſie ergab: 
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engliſcher Gia 
italieniſcher “ Kommiſſar Ja. 
japaniſcher 

franzöſiſcher Kommiſſar: Nein. 

Der polniſche Kommiſſar enthielt ſich der Stimmabgabe und 
erklärte, zur Abſtimmung über dieſe Frage von ſeiner Regierung 
nicht ermächtigt zu fein, ſondern neue Weiſungen einholen zu müſſen. 

Die polniſche Regierung fügte ſich dem Mehrheitsbeſchluß 
der Kommiſſion nicht und richtete an die BotichafterRonferenz 
eine Note, in der ſie die Entſendung eines ſachverſtändigen 
Oberſchiedsrichters durch einen nicht in der Kommiſſion vertretenen 
Staat (z. B. Nordamerika) erbat. General Dupont hielt dieſe 
Note für unannehmbar und berichtete in dieſem Sinne an die 
Botſchafterkonferenz. 

Die Verhandlungen über die Grenzfeſtſetzung an der Weichſel 
wurden durch den polniſchen Proteſt unterbrochen. 

Um auf andere Weiſe zu einer Einigung zu gelangen, machte 
der engliſche Kommiſſar einen Vemittlungsvorſchlag; nach dieſem 
ſollte Deutſchland ſich verpflichten, die Weichſel auf Niedrigwaſſer 
zu regulieren, dafür ſollte es das ganze Deichverbandsgebiet 
wieder zurückerhalten. 

Die deutſche Delegation ſtimmte dieſem Vorſchlag im 
Prinzip zu und machte ihrerſeits einen eingehenden Vertrags⸗ 
entwurf. Dieſer Einigungsverſuch wurde von der polniſchen 
Delegation abgelehnt. 

Unter dem 25. Juli 1921 teilte die Botſchafterkonferenz mit, 
daß ſie keinen neuen Sachverſtändigen entſenden würde, ſondern 
daß die Grenzkommiſſion die Angelegenheit — nötigenfalls 
auf dem Wege des Gebietsaustauſches — ſelbſt regeln ſolle. 

Infolgedeſſen berief General Dupont zum 27. Auguſt eine 
neue Sitzung ein. In dieſer Sitzung faßte die Kommiſſion 
gegen die Stimme des deutſchen Kommiſſars Beſchluß über 
die Grenzführung. Ein Hinweis des deutſchen Kommiſſars 
darauf, daß die Bevölkerung dem erteilten Verſprechen gemäß 
noch gar nicht angehört worden fet, fand keine Berückfichtigung. 
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Die am 27. Auguſt 1921 beſchloſſene Grenze follte im all⸗ 
gemeinen zwiſchen Fluß und Deich 20 Meter weſtlich des Deich⸗ 
fluſſes verlaufen, die fünf Weichſeldörfer und Groß und Klein 
Wolz ſollten polniſch bleiben, am Hafen von Kurzebrack ſollten 
der Hafen ſelbſt und ein bisher noch in deutſcher Hand befindlicher 
kleiner Pegelhafen gleichfalls an Polen fallen; am Brückenkopf 
der Münſterwalder Eifenbahnbrücke follte das ganze Land zwiſchen 
den dort vorhandenen beiden Deichen Polen zugeteilt werden. 

Damit ſollte alſo Oſtpreußen vollkommen von der Weichſel 
abgeſchnitten und der einheitliche Deichſchutz unmöglich gemacht 
werden. Der gleichzeitig mit der Grenzfeſtſetzung Deutſchland 
zu gewährende freie Zugang zur Weichſel war nicht geſchaffen. 

Die neue Grenze ſollte im September von Deutſchland 
und Polen beſetzt werden; dieſe Weiſung des Generals Dupont 
wurde jedoch auf den Einſpruch des deutſchen Kommiſſars hin 
wieder zurückgezogen. 

Der beigeordnete franzöſiſche Kommiſſar, Oberſtleutnant 
Gardan, machte nunmehr einen neuen Vermittlungsvorſchlag; 
dieſer lehnte ſich an den vom engliſchen Kommiſſar gemachten 
Vorſchlag an. 

Die deutſche Regierung erklärte trotz mancherlei Bedenken 
ihr grundſätzliches Einverſtändnis. Aber auch dieſer Vorſchlag 
wurde von den Polen abgelehnt. 

Die deutſche Regierung ſandte im Laufe der letzten Monate 
des Jahres 1921 drei Noten an die Botſchafterkonferenz, um auf 
die Löſung der Fragen des freien Zugangs zur Weichſel und 
des einheitlichen Deichſchutzes hinzuwirken. Von der Botſchafter⸗ 
konferenz ging auf dieſe drei Noten erſt unter dem 27. Januar 1922 
eine Antwort ein. Es wurde darin vorgeſchlagen, daß für die 
Regelung der beiden noch offenen Fragen je ein deutſcher und 
ein polniſcher Sachverſtändiger ernannt werden ſolle. 

Die deutſche Regierung antwortete in einer Note vom 7. März 
1922, in der ſie ſich trotz aller Bedenken bereit erklärte, an der 
Löſung der Angelegenheit durch Entſendung eines Sachverſtän⸗ 
digen mitzuwirken; ſie ſchlug aber vor, daß die Sachverſtändigen⸗ 
beratungen unter dem Vorſitz eines neutralen Obmanns ſtatt⸗ 
finden ſollten, weil ohne dieſen eine Einigung der deutſchen 
und polniſchen Sachverſtändigen nicht zu erwarten ſei. 

Am 4. März 1922 gab der neue Vorſitzende der Grenz⸗ 
kommiſſion, Oberſtleutnant Gardan, unter Berufung auf die Note 
der Botſchafterkonferenz vom 27. Januar 1922 in einer Note an 
die in der Grenzkommiſſion vertretenen Kommiſſare bekannt, daß 
in einer Sitzung zwiſchen dem 10. und 15. März 1922 der Grenz⸗ 
beſchluß vom 27. Auguſt 1921 ratifiziert werden ſolle. Die Sitzung 
fand am 13. März 1922 in Kattowitz ſtatt. Darin wurde mit 
allen gegen die deutſche Stimme beſchloſſen, daß die am 27. Auguſt 


1921 fejtgejegte Grenze nunmehr endgültig angenommen und am 
31. März 1922 von den beiden beteiligten Staaten — Deutſch⸗ 
land und Polen — zu beſetzen ſei. 

Der deutſche Kommiſſar erklärte, daß man Deutſchland 
wohl dieſe Grenze aufzwingen könne, daß aber weder er noch 
ſeine Regierung dieſe Grenze annähmen. 

Die von dem Grenzbeſchluß am meiſten betroffene Bevölke⸗ 
rung der Marienwerderer Niederung und ganz Oſtpreußen ſandte 
fchärfite Proteſte an die Reichs⸗ und Staatsregierung. Die Bee 
wohner der fünf Ortſchaften ſchloſſen ſich ohne Unterſchied der 
Nationalität in einer beſonderen Refolution an. Eine Deputa- 
tion begab ſich nach Berlin. Preſſe und Parlament unterſtützten 
die Aktion der Bevölkerung. Die deutſche Regierung erhob bei 
der Botſchafterkonferenz Einſpruch. 

In einer Sitzung vom 25. März 1922 beſchloß die Bot⸗ 
ichafterkonferenz, die Ausführung des Beſchluſſes der Grenz⸗ 
kommiſſion vorläufig auszuſetzen und die Grenzkommiſſion zu 
einem Bericht über die Gründe ihres Beſchluſſes aufzufordern. 

Die oſtpreußiſche Bevölkerung legt den größten Wert dar⸗ 
auf, die Unmöglichkeit der von der Grenzkommiſſion getroffenen 
Entſcheidung perſönlich der Botſchafterkonferenz in Paris vor⸗ 
zutragen. Ueber den Empfang der Deputation ſoll nach Eingang 
des Berichtes der Grenzkommiſſion von der Botſchafterkonferenz 
beraten werden. 
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D. Die Grenze v. 27. Auguſt 1921/13. März 1922 
und ihre Folgen. 


Nach Artikel 97 Abſ. 4 ſollte für die Grenzfeſtſetzung längs 
der Weichſel der durch die Abſtimmung kundgegebene Wille 
der Bevölkerung ſowie die geographiſche und wirtſchaftliche 
Lage der Ortſchaften maßgebend ſein. 

Trotzdem werden fünf Ortſchaften, von denen zwei mit deut⸗ 
ſcher Mehrheit (Johannisdorf und Kleinfelde) und eine mit Stim⸗ 
mengleichheit (Kramershof) abgeſtimmt haben, Polen zugeteilt. 

Die Bewohner haben zwar ſeinerzeit zum Teil für Polen 
geſtimmt, aber nur, weil ſie dazu beitragen wollten, daß das 
ganze weſtpreußiſche Abſtimmungsgebiet polniſch werde. 

Nachdem die übrigen Teile deutſch geblieben ſind und ſie 
zwei Jahre bittere Erfahrungen gemacht haben, bitten ſie ſelbſt, 
wieder mit Deutſchland vereinigt zu werden. 

Alle fünf Ortſchaften ſind wirtſchaftlich auf Marienwerder 
angewieſen und bilden mit der übrigen Marienwerderer Niede⸗ 
rung eine geographiſche Einheit. 

Demnach kann nur angenommen werden, daß für die Schaf- 
fung der polniſchen Brückenköpfe auf dem öſtlichen Weichſelufer 
und für die Abdrängung Oſtpreußens von der Weichſel aus- 
ſchließlich ſtrategiſche Gründe maßgebend geweſen find. 

Beſtätigt wird dieſe Auffaſſung durch einen Artikel in der 
Nr. 85 der „Gazeta Gdanska“ von 12. April 1922, darin heißt 
es nämlich: 

„In den 5 Dörfern, die mit dem Brückenkopf einen ſehr 
wichtigen ſtrategiſchen Punkt bilden, wohnen .... ulm.“ 

Die Grenze vom 27. Auguſt 1921 iſt feſtgeſetzt und am 
13. März 1922 ratifiziert worden, ohne daß die intereſſierte 
Bevölkerung der Marienwerderer Niederung entgegen dem 
ausdrücklichen Verſprechen des Generals Dupont nach ihren 
Wünſchen befragt worden iſt. Infolgedeſſen ſind die Grund⸗ 
ſtücke von mehr als 40 Beſitzern und Bauern zerſchnitten worden. 

Nach Artikel 97 Abſ. 5 ſollten die alliierten und aſſoziierten 
Hauptmächte gleichzeitig mit der Grenzfeſtſetzung Beſtim⸗ 
mungen über den freien Zugang Oſtpreußens zur Weichſel treffen. 

Durch den Grenzbeſchluß vom 27. Auguſt 1921/13. März 1922 
tt Oſtpreußen von der Weichſel vollkommen abgeſchnitten; der 
freie Zugang ſoll nachträglich durch unmittelbare Verhand⸗ 
lungen zwiſchen Deutſchland und Polen vertraglich ſichergeſtellt 
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werden, obwohl die Botſchafterkonferenz in ihrer Note vom 
27. Januar 1922 anerkennt, daß die Frage des freien Zugangs 
zur Weichſel eng mit der Grenzfeſtſetzung verknüpft iſt. 

Die nähere Prüfung der Regelung des freien Zugangs zur 
Weichſel hätte unzweifelhaft ohne weiteres die Unmöglichkeit 
der beabſichtigten Grenzführung ergeben. 

General Dupont bezeichnet die Grenze vom 27. Auguſt 1921 
ſelbſt als „techniſch ſchlecht“ und iſt der Anſicht, daß die Zerreißung 
des Deichverbandsgebiets „ernſte Unzuträglichkeiten und ſogar 
Gefahren für die Zukunft“ bietet. 

Die Botſchafterkonferenz ſtimmt der deutſchen Auffaſſung 
darin zu, daß die „Werke“ (Deiche) zum Schutze der Marien⸗ 
werderer Niederung gegen Hochwaſſergefahr ein einziges Schutz⸗ 
ſyſtem bilden; trotzdem find die Deiche an 7 Stellen durchſchnitten 
und in 8 Teile zerlegt, von denen ſich 4 Teile in deutſcher und 
4 in polnifcher Hand befinden. Ein einheitlicher Oeichſchutz iſt 
infolgedeſſen unmöglich gemacht. 

Dieſem Uebelſtand will die Botſchafterkonferenz durch einen 
„ſervice local“ behoben wiſſen. 

Die Löſung iſt praktiſch ſchon deshalb ohne Wert, weil 
Polen ſo gut wie gar kein Intereſſe an der Deichunterhaltung 
und dem Schutz der deutſchen Niederung hat. 

Für den am 11. Mai 1921 Deutſchland abgenommenen 
Bahnhof Garnſee hat Deutſchland keine Kompenſation erhalten, 
obwohl General Dupont ſelbſt anerkannt hat, daß Deutſchland 
für den Verluſt des Bahnhofs noch nicht ausreichend entſchädigt 
worden iſt. 

Wenn die Weichſelgrenze ſo beſtehen bleiben ſollte, wie ſie 
von der Grenzkommiſſion bisher feſtgeſetzt worden iſt, ſo ſind 
die Folgen ſowohl für die unmittelbar betroffene Bevölkerung 
als auch für ganz Oſtpreußen unabſehbar. 

Die fünf Ortſchaften ſind unter polniſcher Staatshoheit wirt⸗ 
ſchaftlich dem ſicheren Untergang ausgeliefert. Von ihrem natür⸗ 
lichen Hinterland und Abſatzgebiet, der Marienwerderer Niede⸗ 
rung, ſind ſie abgeſchnitten. Von ihrem Staat ſind ſie durch 
die Weichſel getrennt, die oft tages oder wochenlang nicht über⸗ 
ſchreitbar iſt. In ſanitärer Hinſicht ſind ſie hilflos; kein Arzt, 
keine Apotheke, keine Hebamme befindet ſich in den Dörfern. 
Zur Ausübung des Deichſchutzes ſind die Ortſchaften zu ſchwach 
und finanziell nicht leiſtungsfähig genug, um die hohen Unter⸗ 
haltungskoſten zu beſtreiten. 

Die übrige Niederung lebt nunmehr in der ſtändigen Gefahr 
eines Deichbruchs mit all ſeinen verheerenden Folgen. Ein 
Uferſtreifen von 20 Meter weſtlich des Deiches iſt viel zu ſchmal, 
um den notwendigſten Boden zur Deichunterhaltung zu liefern. 
Der Deichperband wird nun gezwungen, unter außerordentlich 
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hohen Koſten Erde und Strauchwerk von weitentlegenen Stellen 
der Höhenlandſchaft heranzuholen. Es leuchtet ferner ohne wei⸗ 
teres ein, daß der Deichhauptmann niemals in der Lage ſein wird, 
feinen Anordnungen auf einem Gebiet, das unter anderer Staats⸗ 
hoheit ſteht, Geltung zu verſchaffen. Als am 5. März 1922 das 
Frühjahrshochwaſſer auf der Weichſel bis zu den Deichen ſtand, 
wurde durch plötzlich einſetzenden Sturm ſtarker Wellengang 
hervorgerufen; dadurch wurden die Deiche faſt auf Ihrer ganzen 
Strecke ſehr erheblich beſchädigt. Sofortige Schutzarbeiten waren 
notwendig, ſonſt hätte der Wellenſchlag die Deiche an ver⸗ 
ſchiedenen Stellen durchſpült. 

Wie der deutſche Deichhauptmann die Deichſtreche an den 
fünf Weichſeldörfern beſichtigen wollte, um nötigenfalls Hilfe 
zu bringen, wurde er an der Grenze von dem polniſchen Poſten 
trotz ſeines ordnungsmäßigen Ausweiſes mit ſchußfertigem 
Gewehr und den Worten: „deutſcher Hund, ich ſchieße!“ ab⸗ 
gewieſen und dadurch an der Ausübung ſeines Dienſtes als 
Deichhauptmann gehindert. Die beſten Verträge der Welt nützen 
nichts, wenn im Falle der Not auch nur an einer einzigen Stelle 
die Befehle des Deichhauptmanns nicht ſofort befolgt, oder, wie 
am 5. März 1922, dem Deichhauptmann Schwierigkeiten be⸗ 
reitet werden. 

Die Geſchichte iſt hierfür lehrreich: Von 1456 bis 1793 
waren durch beſondere Privilegien der polniſchen Könige, welche 
auch von der preußiſchen Regierung anerkannt waren, dem 
Deichverband der Danziger Niederung weitgehendſte Befugniſſe 
im Dirſchauer Werder eingeräumt worden; ſie ſtammen aus den 
Jahren 1555, 1583, 1585 und 1676. Obwohl die polniſchen 
Könige wiederholt mit der größten Strenge ihre Untertanen zum 
Gehorfam dem Danziger Deichverband gegenüber anhielten, hat 
dieſer dennoch, trotz des beſten Einvernehmens mit den polniſchen 
Ortsbehörden, niemals ſeinen Anordnungen Geltung verſchaffen 
können. Schon die häufige Wiederholung der Königlichen 
Privilegien beweiſt, wie wenig die Anordnungen der polniſchen 
Könige ſeitens der Untertanen befolgt worden ſind. 

Uebrigens trat der gleiche Fall ein, als 1772 im Dirſchauer 
Werder Preußen an die Stelle Polens trat. 

Ueber beide Fälle liegen zahlreiche Urkunden vor. Wenn 
damals, trotz des vorhandenen Einvernehmens, der Deichverband 
auf polniſchem bzw. preußiſchem Gebiet nicht in der Lage war, 
die Ausführung ſeiner Anordnungen zu erzwingen, ſo kann man 
ermeſſen, daß in heutiger Zeit, in der die polniſche „Gazeta 
Gdanska“ſelbſtunverhohlen von einem, ſehr wichtigen ſtrategiſchen 
Ê rinê fpricht, die deutſchen Deichbehörden in den polniſchen 

eilen ihres Verbandsgebietes noch viel weniger auf Befolgung 
ihrer Anordnungen rechnen können. . 


Auch die Marienburger Niederung, welche zum Gebiet der 
Freien Stadt Danzig gehört, ſchwebt jetzt in ernſter Gefahr; wenn 
nämlich an der Marienwerderer Niederung ein Deichbruch ent⸗ 
ſteht, ſo ergießt ſich das Weichſelhochwaſſer durch die Marien⸗ 
werderer Niederung in die Nogat. Die Nogat iſt aber kein freier 
Fluß mehr, ſondern ein Kanal. Seine Deiche ſind mehrfach durch⸗ 
ſtochen uud abgetragen. Das Weichſelhochwaſſer findet alſo 
an den niedrigen Weſtufern der Nogat zahlreiche Abflußſtellen 
und überſchwemmt die Marienburger Niederung; außerdem 
wird es die mit hohen Koſten in der Nogat angelegten Stau⸗ 
ſtufen zerſtören. ; 

Deswegen iſt nicht nur die deutſche Marienwerderer, ſondern 
auch die Danziger Marienburger Niederung durch einen Deiche 
bruch an der Marienwerderer Niederung ernſtlich gefährdet. 

In wirtſchaftlicher Beziehung wird namentlich auch die 
ärmere Bevölkerung, die in unmittelbarer Nähe der Weichſel 
wohnt, ſchwer durch die Abtrennung von der Weichſel getroffen. 
Die Bewohner können nun nicht mehr Waſſer ſchöpfen und ihr 
Vieh tränken, ſie können nicht baden und fiſchen, ſie können ihre 
Produkte nicht mehr zum Markt fahren und müſſen verarmen. 
Und mit der Marienwerderer Niederung leidet ganz Oſtpreußen. 

Die Provinz ſoll nun völlig zur Inſel werden. Nicht nur 
in wirtſchaftlicher Hinſicht iſt die Abſchnürung Oſtpreußens von 
der Weichſel verhängnisvoll, auch in politiſcher Beziehung iſt 
Oſtpreußen dadurch weiter gefährdet. 

i Es geht um mehr als nur um einen Uferftreifen an der 
Weichſel! Oſtpreußens Zukunft ſteht auf dem Spiel! 

Eine ſtrategiſche Ausfallbaſis längs der Weichſel iſt für 
Polen geſchaffen! Oſtpreußen iſt vom Weſten, Süden, Oſten 
und Nordoſten von Polen umklammert! Es ſoll in dieſer 
Zange dem polniſchen Staate eines Tages als reife Frucht in 
den ae fallen! Um Sein und Nichtfein geht es für Oſt⸗ 
preußen 

Ob Deutſchlands Oſtgrenze künftig an der Memel oder 
an der Oder verlaufen wird: Darum handelt es ſich! Und das 
iſt die Folge der Grenze vom 27. Auguſt 1921/13. März 1922. 
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